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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
„Hände weg von der AHV - Hände weg von den Renten“ - mit diesem Slogan 
mobilisieren die Gewerkschaften gegen die Abbaupläne in der AHV. Da ist zum 
einen das Sparprogramm von Bundesrat Villiger, nach dem den RentnerInnen 
450 Mio. Franken genommen werden. Es wird diesen Herbst im Parlament bera-
ten. Und das ist nur der erste Angriff auf die AHV. Bundesrat Couchepin - und 
hinter ihm eine ganze Schar von Gewaltigen aus Wirtschaft und Politik - wollen 
den sogenannten Mischindex für immer aus der AHV kippen. Das wäre langfris-
tig fatal. Wären die Renten seit 1979 nur an die Teuerung angepasst worden, 
dann wäre die einfache AHV-Maximalrente heute 222 Franken tiefer. Ein Ehe-
paar müsste monatlich gar auf 333 Franken verzichten. Vor allem die Arbeiten-
den mit unteren und mittleren Einkommen würden künftig massiv schlechter ge-
stellt. Und schliesslich geht es noch darum, all jenen einen Strich durch die 
Rechnung zu machen, die in der nächsten AHV-Revision das Rentenalter auf 66 
oder 67 Jahren erhöhen wollen. Es sind die gleichen, die in ihren Betrieben kei-
nen über 55 einstellen. 
Die Gewerkschaften führen im September mehrere Aktionen gegen Sozialabbau 
durch: 

• Am 10. September wird dezentral zum Rentenalarm geblasen. 

• Am 12. September wird sich in Bern ein grosser Rentnerkongress gegen Sozi-
alabbau wenden. 

• Am 20. September wird in Bern eine nationale Demonstration stattfinden  
(Besammlung Schützenmatte, 13.30 Uhr). Sonderbillette können für 35 Fran-
ken beim SMUV-Sekretariat (041 711 04 20) bezogen werden. Kommt alle an 
die Demonstration! 

Der SGB unterstützt das Referendum gegen das Steuerpaket: Keine Steuerge-
schenke an die Reichen und kein Abbau beim Umweltschutz, der Bildung 
und der AHV. Unterschreibt den beiliegenden Bogen! 
Mit kollegialen Grüssen 
Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 
 

Daten zum Vormerken: 

20. September: Grossdemonstration in Bern 
4. November: Apéro mit Hanspeter Uster und Brigitte Profos 

 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 
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Streiken ist ein legitimes Recht 
Während Monaten wurde über Abzockereien und Missma-
nagement berichtet. Seit Wochen folgt nun seitens des Bun-
desrates eine Provokation nach der anderen: Rentenalter 67, 
Rentenkürzung bei der AHV (Abschaffung des Mischinde-
xes), Kürzungen bei der Zweiten Säule, Kürzungen der 
Suva-Leistungen, Erhöhung der Franchisen bei der Kran-
kenversicherung. Die Arbeitgeber klatschen Beifall und 
Blocher gibt noch eins drauf und behauptet, ein grosser Teil 
der IV-Bezüger seien „Scheininvalide“. Abbau, Abbau und 
nochmals Abbau. Bundesrat, Arbeitgeber und SVP setzen zu 
einem Grossangriff auf die Sozialversicherungen an. Das ist 
reiner Klassenkampf von oben! 
Die Arbeitenden haben die Nase voll davon für die Fehlleis-
tungen der Manager und die Profitmaximierung der Reichen 
zu bezahlen. Die Gewerkschaften sind daran, den Wider-
stand gegen den Sozialabbau zu organisieren. Und bereits 
kommt der patronale Mahnfinger. Arbeitgeber-Direktor 
Hasler droht mit Polizeieinsatz gegen die von der GBI orga-
nisierten Streiks. Die Arbeitgeber sollten aber zur Kenntnis 
nehmen, dass das Streikrecht in der Bundesverfassung ga-
rantiert ist und die Gewerkschaften es vermehrt benützen 
werden. Wenn die Arbeitgeber, wie einige im Bau meinen, 
sie müssten unterschriebene Gesamtarbeitsverträge nicht 
mehr einhalten, oder Vertragsflucht betreiben, indem sie die 
Branche wechseln, dann ist es eine gewerkschaftliche 
Pflicht, dagegen vorzugehen, wenn nötig mit Streiks, wie 
dies die GBI tut. 
Mit einem Streik will man den fehlbaren Arbeitgebern einen 
ökonomischen Schaden zufügen, denn es gibt Arbeitgeber, 
die keine anderen Argumente verstehen. Die Gerichte haben 
auch klar festgehalten, dass bei einem Streik die „Arbeits-
willigen“ daran gehindert werden können, an die Arbeit zu 
gehen, denn wenn ein Streik berechtigt ist, dann sind es auch 
jene Mittel, die dazu beitragen, diesen zum Erfolg zu führen. 
Ein Streik ist aber keine Sonntagsschule. Darum werden die 
Arbeitenden und ihre Gewerkschaften ihn nur dann benüt-
zen, wenn es nicht anders geht. Der Streik ist keine Erpres-
sung, sondern ein legitimes, verfassungsmässig garantiertes 
und von mehreren Gerichten bestätigtes Recht der Arbeiten-
den, um ihre Interessen zu verteidigen. 
Es liegt an den Arbeitgebern, vertragliche Verpflichtungen 
einzuhalten und von den Arbeitenden nicht mehr zu verlan-
gen, als gerecht ist. Die Gewerkschaften sind keine Bittstel-
ler, sondern Organisationen, welche die Interessen der Ar-
beitenden vertreten, darum müssen sie auf diesen Klassen-
kampf von oben reagieren. Es kann nicht sein, dass die 
Arbeitenden, die mit ihrer Arbeit den Reichtum des Landes 
schaffen, keinen gerechten Anteil daran bekommen und 
immer sie es sein müssen, die für die Reichen und Superrei-
chen zu zahlen haben. Wenn Bundesrat, Arbeitgeber und 
SVP am Abbau von Sozialleistungen und vertraglichen 
Verpflichtungen festhalten, dann gehen wir auf einen heis-
sen Herbst zu! 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
 
Erschienen in Neue Zuger Zeitung 23.6., Zuger Woche 9.7. 
und Zuger Presse 2.8.2003. 
 

Hände weg von den Renten! 
Die so genannten „Scheininvaliden“ seien es, welche unsere 
Sozialwerke gefährden, behauptet die Blocher-Partei und 
will damit wieder einmal von den eigentlichen Problemen 
ablenken. Die IV-Fälle nehmen von Jahr zu Jahr in erschre-
ckendem Ausmass zu. Dies nicht weil die Bevölkerung 
verweichlicht ist, oder - wie unterstellt wird - die Ausländer 
es ausnützen. Die Zahl der Invaliden nimmt zu, weil die 
Wirtschaft von den Arbeitenden immer mehr abverlangt. 
Arbeit macht krank, das wollen zwar die Arbeitgeber nicht 
gelten lassen, entspricht aber immer mehr einer traurigen 
Realität. 
Dass die „Schein-Volkspartei“, welche die Interessen des 
Grosskapitals vertritt, auf die Invaliden losgeht, hat System. 
Bereits bei der AHV waren sie es, die mit der Forderung 
nach einer Erhöhung des Rentenalters den Grossangriff 
lancierten. FDP und CVP zogen treu nach und sind nun mit 
ihren Bundesräten daran, die AHV zu demontieren. Seit 
Monaten wird die AHV systematisch schlecht gemacht - 
ausgerechnet jetzt, wo klar wird, wie börsenabhängig und 
verletzlich die Pensionskassen sind. 
Arbeitgeber, Bundesrat und SVP wiederholen seit Monaten, 
dass die AHV nicht mehr zu bezahlen sei, dies obwohl die 
AHV grundsolide finanziert ist. Seit 1948 schloss die AHV-
Rechnung praktisch immer positiv ab. Ganze vier Mal gab 
es ein Defizit, zuletzt 1999. Dafür glänzte die Rechnung 
2001 mit einem Überschuss von 538 Millionen Franken. 
Und dies obwohl in den letzten Jahren die Zahl der Rentne-
rinnen und Rentner stark gestiegen ist und die Rentenleis-
tungen massiv ausgebaut worden sind. 
Um die AHV schlecht zu machen, scheut man auch nicht 
davor zurück zu unterstellen, die Rentner seien wohlhabend. 
Tatsache ist aber, dass letztes Jahr fast eine Million Pensio-
nierte von der AHV eine Rente von weniger als 2'110.- 
Franken im Monat erhielten. Es gibt wohlhabende alte Men-
schen, das sind aber jene, die sich bereits vor der Pensionie-
rung auf der Sonnenseite befanden. Die Mehrheit der Rent-
nerinnen und Rentner, vor allem all diejenigen, die ein 
Leben lang für einen Lohn gearbeitet haben, muss schmal 
durch. Eine Frechheit hier zu unterstellen, sie hätten die 
AHV gar nicht nötig. 
Die Gewerkschaften werden es nicht zulassen, dass Arbeit-
geber, Bundesrat und SVP die AHV und die übrigen Sozi-
alwerke (die SVP hat bereits begonnen, die Arbeitslosenver-
sicherung anzugreifen) demontieren. Jetzige wie auch künf-
tige Pensionierte haben ein Anrecht auf eine existenzsichere 
Rente, wie es in der Bundesverfassung steht. Die Mobilisie-
rungen der Gewerkschaften laufen auf Hochtouren. Erste 
Höhepunkte sind die lokalen Aktionen vom 10. September 
und die Grossdemonstration vom 20. September in Bern. 
Dabei geht es um mehr als nur um die AHV. Es geht darum, 
jene politischen Kräfte zu stoppen, die auf der einen Seite 
Sozialabbau betreiben und beim arbeitenden Volk sparen, 
und auf der anderen Seite Steuergeschenke an die Reichen 
machen, Managerfehlleistungen decken und Abzockerei 
sowie schamlose Bereicherung Weniger fördern. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
 

 


